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V o r l a g e 
 der Kirchenleitung 

 
für die Tagung der Landessynode vom 24. - 26. November 2016 

 
 
Gegenstand:  Kirchengesetz über das Gesamtärar (Gesamtärargesetz–
GÄG)  
 
Beschlussvorschlag: 
Der Landessynode wird folgender Beschluss empfohlen: 
Die Landessynode beschließt das Kirchengesetz über das Gesamtärar (Gesam-
tärargesetz - GÄG).  
 
 
Anlagen: 

1. Entwurf des Kirchengesetzes über das Gesamtärar  
(Gesamtärargesetz - GÄG) 

2. Kirchengesetz vom 16. November 1997 über das Gesamtärar der 
Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 

3. Liste der Einlagen im Gesamtärar 
4. Liste der vom Gesamtärar ausgereichten Darlehen 

 
 
Veranlassung: 
Beschluss der Kirchenkreissynode des Evangelisch-Lutherischen Kirchenkreises 
Mecklenburgs: Antrag an die Landessynode zum Erlass eines Kirchengesetzes 
zur Änderung des Kirchengesetzes vom 16. November 1997 über das Gesam-
tärar der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs. 
 
 
Beteiligt wurde:  Rechtsausschuss     05.10.2016 

Finanzausschuss     09.11.2016 
 
    Land Mecklenburg-Vorpommern  
    Gliedkirchliche Zusammenschlüsse 
 
Finanzielle Auswirkungen: keine 
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Begründung: 
 
Allgemeines 
 
Am 31. März 1785 wurde durch Herzog Adolph Friedrich zu Ehren des Superin-
tendenten Dr. Masch die erste Einrichtung des Gesamtärars als „aerarium“ 
mehrerer Patronatskirchen beschlossen („befehligt“)1. Die Pia corpora sollten 
den „Überschuss, welchen sie, ohne sich zu entblößen, entbehren oder belegen 
könnten, zur Kasse einliefern und zwar in Gold“ (fakultative Einlage). Desglei-
chen sollte eine Kirche, welche Einlagen beim Gesamtärar hatte und zum Bau 
Geld benötigte, dieses in Form eines Darlehens aus den Einlagen der anderen 
Kirchen erhalten können. Zahlungsunfähige Kirchen („welche soweit herunter 
sind, dass sie keine Interessen bezahlen können“) sollten von Anbeginn keinen 
Zugang zum Gesamtärar haben2. 
 
Am 7. März 1832 erging eine verbesserte Grundeinrichtung des Gesamtärars 
mit dem Ziel, dass sich das Gesamtärar „fernerhin als nützlich“ erweisen 
sollte. Als hauptsächliche Veränderung trat nun ein, dass Kirchen, welche Ein-
lagen beim Gesamtärar hatten, nicht mehr im Gegenzug Anteile an den aus-
gereichten Darlehen erhielten, sondern das Gesamtärar einerseits als Gläubi-
gerin und andererseits als Schuldnerin auftrat.3 
Das Risiko wurde dadurch auf das Gesamtärar übertragen und dem Gesam-
tärar wurde deshalb als eine weitere Neuerung die Bildung eines „selbständi-
gen Vermögens“ in Form eines „allgemeinen Kirchenfonds“ zugestanden, um 
„unvermeidliche Ausfälle zu decken, und einzelnen Kirchen in Notfällen zu Hülfe 
zu kommen“. Bereits am 3. Mai desselben Jahres wurde ein jährlicher Zu-
schuss aus der allgemeinen Rentei zum Aufbau des Kirchenfonds ergänzend 
beschlossen. Die Verwaltung des Gesamtärars erfolgte ab der verbesserten 
Grundeinrichtung durch einen „landesherrlich dazu bestellten“ Berechner.4 Des 
Weiteren wurden viele einzelne Verfahrensschritte konkretisiert. Ebenfalls im 
Jahre 1832 erhielt das Gesamtärar ein Siegel (27. Juni 1832).5 
Am 10. Juni 1834 wurde dann zur Pflicht gemacht, „die baaren Einnahmen der 
Kirchen-Aerarien, soweit sie nicht zu regelmäßigen, oder nahe bevorstehenden 
außer- ordentlichen Ausgaben verwandt werden müssen, ohne Aufschub an den 
Berechner zur statutenmäßigen Verwaltung, einzusenden“ (obligatorische Einla-
ge). 
6 
Noch zu Zeiten der Mecklenburg-Strelitzer kirchlichen Eigenständigkeit wurde 
am 6. Mai 1932 durch den Kirchentag ein Vermögensverwaltungsgesetz be-
schlossen, welches auch das Gesamtärar und den Allgemeinen Kirchenfonds 
neu regelte und ordnete. Erstmals wurde die Form eines Gesetzes gewählt.7 
 

1 Scharenberg, Th. Und F. Genzken, Gesetzsammlung für die Mecklenburg-Strelitzschen Lande, Neustrelitz 
1859, S. 398 ff. 
2 Ebenda S. 398 
3 Ebenda S. 400 f. 
4 Ebenda S. 402 
5 Ebenda S 403 
6 Ebenda S. 393 
7 Mecklenburg-Strelitzer kirchliches Amtsblatt 1932 s. 268 f 
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1934 erfolgte die Wiedervereinigung beider mecklenburgischer Freistaaten unter 
nationalsozialistischem Druck. Kurz zuvor in 1933 hatten sich bereits die 
beiden Landeskirchen zur Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklen-
burgs (ELLM) wieder zusammengeschlossen. Am 2. Mai 1936 wurde dann 
durch Landeskirchenführer Schulz ein Kirchengesetz zur Abänderung des Meck-
lenburgisch-Strelitzer Vermögensverwaltungsgesetzes vom 6. Mai 1932 erlas-
sen. Insbesondere wurden die Regelungen im Zusammenhang mit eventuellen 
Überschüssen des Gesamtärars neu und zum Vorteil des Gesamtärars und der 
Landeskirche geregelt.8 
 
In der Nachkriegs- und zur DDR-Zeit fristete das Gesamtärar ein ruhiges Da-
sein. Erst im Jahre 1997 beschloss die Landessynode der ELLM ein neues Kir-
chengesetz über das Gesamtärar der ELLM9. Es fußte im Grundsatz auf dem 
Gesetz von 1932. 
 
Die Aufgabe des Gesamtärars wurde wie folgt im § 2 zusammengefasst: 
„Das Gesamtärar hat die Aufgabe, das Vermögen der Kirchgemeinden, örtli-
chen Kirchen, Einrichtungen und Stiftungen der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Mecklenburgs zu erhalten und zu mehren. Hierzu kann das 
Gesamtärar Einlagen entgegennehmen und nach den Grundsätzen der Mün-
delsicherheit anlegen, Wertpapiere entgegennehmen und verwalten und zins-
günstige Darlehen für werterhaltende und wertverbessernde Maßnahmen sowie 
für Grundstückskäufe an die Einleger ausreichen.“ 
 
Die Guthabenzinsen der einzelnen Einlagen wurden thesauriert. Auszahlungen 
aus zweckgebundenen Einlagen d e r  ö r t l i c h e n  K i r c h e n  (vereinigte Ver-
mögenskassen) waren nur möglich, wenn dafür Vermögen in Form von Land-
käufen erworben wurde. Ausnahmen waren durch den Oberkirchenrat zu ge-
nehmigen. Darlehen an Einleger wurden auf Grund von festzulegenden Konditi-
onen vergeben. 
 
Das Bilanzvolumen zum 31. Dezember 2012 des Gesamtärars betrug ca. 8 Mio. 
Euro. Der Jahresabschluss 2014 weist ein Bilanzvolumen in Höhe von 9,4 Mi-
o. Euro aus (Erhöhung durch Zuführung von Geldern aus der vereinigten Ver-
mögenskasse des ehemaligen Kirchenkreises Wismar, welche zu Zeiten der 
ELLM separat verwaltet wurden). In beiden Jahren betrug das Eigenkapital ca. 
1,1 Mio. Euro. Die Darlehensforderungen gehen auf Grund der kontinuierlichen 
Tilgung sowie der geringen Neudarlehensausgabe jährlich um ca. 100 TEuro 
konstant zurück (Stand 31. Dezember 2014 = ca. 1,6 Mio. Euro; Stand 
31.12.2015 = ca. 1,5 Mio. Euro). 
 
Das Gesamtärar verwaltet derzeit (Stand 31.12.2015) Vermögen von 593 örtli-
chen Kirchen (ca. 96% der Einlagen, vgl. Anlage 3 "Einlagen im Gesamtärar"), 
das sich aus Einlagen und Erlösen unumgänglicher Grundstücksverkäufe 
zusammensetzt, sowie von 15 rechtsfähigen kirchlichen Stiftungen im Kirchen-
kreis Mecklenburg (ca. 3% der Einlagen, vgl. Anlage 3 "Einlagen im Gesamtär-
ar"). Die Einlagen der weite- ren Einleger, die nicht unter den vorgenannten 

8 Kirchliches Amtsblatt für Mecklenburg 1936 Nr. 5 S. 38 f. 
9 Kirchliches Amtsblatt der Evenagelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 1997 S. 171 
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Kreis der Einleger subsumiert werden können, aber nach jetziger Rechtslage 
Einleger im Gesamtärar sein können, werden zum 31. Dezember 2016 auf die 
Kirchenkreisverwaltung zur Verwaltung durch diesen übertragen (ca. 1% der 
Einlagen, vgl. Anlage 3 "Einlagen im Gesamtärar"). Die Gesamteinlagen belau-
fen sich derzeit auf ca. 8,75 Mio. Euro. Daneben verwaltet das Gesamtärar 
noch Vermögen in Höhe von ca. 1,6 Mio. Euro. Dabei handelt es sich um Ge-
winne, die aus den Einlagen und Darlehen erwirtschaftet worden sind und die 
ausschließlich den Einlegern gehören. 
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Rechtliche Erwägungen 
 
Mangels besonderer Überleitungsbestimmungen, wie etwa die Überleitung lan-
deskirchlicher Einrichtungen gemäß § 46 oder auch des § 67 Absatz 1 EG-
Verf-Teil 1 oder auch mangels Subsumtion unter den Oberbegriff „übrige 
Vermögensgegenstände“ in § 67 Absatz 4 EGVerf-Teil 1 ist das Gesamtärar im 
Rahmen der allgemeinen Rechtsnachfolge gemäß § 1 Absatz 2 EGVerf-Teil 1 
auf die Nordkirche (Landeskirche) übergegangen. 
 
Mit dem vorliegenden Kirchengesetz soll, da es sich bei dem Gesamtärar um 
eine traditionsreiche und kostengünstig arbeitende Einrichtung der örtlichen 
Kirchen im Kirchenkreis Mecklenburg und es sich bei dessen Vermögen über-
wiegend um Mittel der örtlichen Kirchen im Kirchenkreis Mecklenburg handelt, 
das primäre Ziel verfolgt werden, die Trägerschaft der Anstalt auf den Ev.-Luth. 
Kirchenkreis Mecklenburg zu übertragen. 
 
Die Übertragung auf den Ev.-Luth. Kirchenkreis Mecklenburg setzt voraus, dass 
diesem das Recht zusteht, eine Anstalt haben zu dürfen. Diese Frage ist zwar 
kirchengesetzlich nicht geregelt, da es bezüglich kirchlicher Anstalten keine 
Rechtsnormen in der Nordkirche gibt (wie z.B. für Stiftungen oder kirchliche Kör-
perschaften), jedoch ergibt sich aus der Tatsache, dass Artikel 5 der Verfas-
sung den Kirchengemeinden, Kirchenkreisen und der Landeskirche das Recht 
gewährt, im Rahmen des Selbstbestimmungsrechts ihre Angelegenheiten in 
eigener Verantwortung selbst zu ordnen und zu verwalten, auch die Möglich-
keit, Verwaltung durch eine Anstalt wahrzunehmen. Parallelen hierzu finden sich 
im Kommunalrecht. 
Das Selbstbestimmungsrecht der Kirchen hat auch Niederschlag gefunden in 
Artikel 1 Absatz 2 des Staatskirchenvertrages für Mecklenburg-Vorpommern 
aus dem Jahr 1994. Insofern ist auch aus dem Landesrecht keine Beschränkung 
kirchlicher rechtlicher Handlungsformen ersichtlich. 
Wenn aus dem Selbstbestimmungsrecht des Artikel 5 der Verfassung somit 
das Recht der Kirchengemeinden, Kirchenkreise und der Landeskirche resultiert, 
im Rahmen des Ordnens und Verwaltens der eigenen Angelegenheiten in eige-
ner Verantwortung eine Anstalt des öffentlichen Rechts zu gründen, zu un-
terhalten und auch aufzulösen, muss es auch möglich sein, die Trägerschaft an 
einer solchen Einrichtung von der Landeskirche auf einen Kirchenkreis zu über-
tragen. 
 
Da die Errichtung der Anstalt durch Verordnung und die Fortführung im Jahre 
1997 durch Kirchengesetz erfolgte, muss die Übertragung von der Landeskir-
che auf den Kirchenkreis ebenso durch kirchengesetzliche Regelung erfolgen, 
die einen hoheitlichen Organisationsakt darstellt, so dass es keines weiteren 
öffentlich-rechtlichen Übertragungsvorganges mehr bedarf. 
 
Die Übertragung ist seitens des Ev.-Luth. Kirchenkreises Mecklenburg aber 
auch ausdrücklich gewünscht, denn die Kirchenkreissynode des Ev.-Luth. Kir-
chenkreises Mecklenburg hat einen entsprechenden Antrag an die Landessyno-
de der Nordkirche gerichtet. Das Präsidium der Landessynode hat diesen An-
trag der Kirchenleitung zugeleitet, diese wiederum hat das Landeskirchenamt 
gebeten, einen entsprechenden Gesetzentwurf zu erstellen. 
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Eine Fortführung des Gesamtärars durch den Ev.-Luth. Kirchenkreis Mecklen-
burg setzt jedoch voraus, dass die Aktivitäten des Gesamtärars nicht gegen 
geltendes Recht verstoßen. 
Nach Artikel 25 der Verfassung ordnet und verwaltet die Kirchengemeinde 
ihre Angelegenheiten im Rahmen des geltenden Rechts in eigener Verantwor-
tung (Selbstbestimmungsrecht), d.h., sie darf grundsätzlich frei darüber ent-
scheiden, wie sie ihr Geld anlegt. 
Gemäß § 2 des Gesetzentwurfs soll das Gesamtärar die Aufgabe haben, das 
Geld- vermögen der örtlichen Kirchen im Ev.-Luth. Kirchenkreis Mecklenburg zu 
verwalten und zu vermehren und Einlagen entgegenzunehmen. 
Das bedeutet, dass das Gesamtärar einerseits zwar verpflichtet ist, Einlagen 
der örtlichen Kirchen entgegenzunehmen, dass aber andererseits seitens der 
örtlichen Kirchen keine Verpflichtung besteht, das Geldvermögen dort anzu-
legen. Insofern liegt, da eine Einlage freiwillig geschieht, kein Eingriff in das 
Selbstbestimmungsrecht der Kirchengemeinden vor. 
 
Aus den Vorschriften zur Finanzverfassung (Artikel 122 ff., insbesondere 
Artikel 125 der Verfassung) ergeben sich ebenfalls keine Gründe, die eine Be-
tätigung des Gesamtärars ausschließen würden. 
 
Auch stehen Vorschriften der Kirchengemeindeordnung (KGO) der Hand-
lungsweise des Gesamtärars nicht entgegen: 
 
Gemäß § 57 Absatz 3 KGO ist die Verantwortung für das Vermögen der örtli-
chen Kirchen und dessen Verwaltung den Kirchengemeinden zugewiesen. Die-
se Verantwortung wird ihnen durch das Gesamtärar nicht entzogen, es besteht 
lediglich die Möglichkeit, ihre Verantwortung auf das Gesamtärar zu übertra-
gen. Außerdem betrifft dies nur Veräußerungserlöse, die gemäß § 63 Absatz 
3 KGO durch Grundstücksverkäufe erzielt werden und nicht für die unmittelbare 
Beschaffung von Ersatzland Verwendung finden. 
In § 62 KGO sind die Grundsätze der Vermögensverwaltung der Kirchenge-
meinden beschrieben, wonach der Kirchengemeinderat für die Verwaltung 
des Vermögens der Kirchengemeinde zuständig ist, er es sorgsam zu bewirt-
schaften, in seinem Bestand zu erhalten, nach Möglichkeit zu mehren hat und 
dass das kirchliche Vermögen dem kirchlichen Haushalts- und Kassenrecht 
nicht entzogen werden darf. Im Übrigen gebietet die Vorschrift, dass Vermö-
gensteile, die zur Erzielung von Erträgen geeignet sind, im Rahmen ihrer 
Zweckbestimmung so zu verwalten sind, dass sie angemessene Erträge er-
bringen und dass das kirchliche Vermögen sparsam zu verwalten ist. 
Vermögenserhalt und Vermögensvermehrung sind gemäß § 2 des Gesamtär-
argesetzes ausdrücklich Auftrag des Ärars. Es gelten die Vorschriften der 
Rechtsverordnung über die Haushaltsführung nach den Grundsätzen des Kauf-
männischen Rechnungswesens (KRHhFVO) vom 11. Dezember 2013 in der 
Fassung vom 8. Dezember 2015, insbesondere die Anlagerichtlinien gemäß § 58 
dieser Vorschrift. 
Ein Vorteil für die örtlichen Kirchen ist, dass sie durch die Tätigkeit des Gesam-
tärars einen eindeutigen Nachweis für die Erträgnisse der nach § 63 KGO zweck-
gebundenen Vermögensteile erhalten. Des Weiteren kann das Gesamtärar ins-
besondere durch seine auskömmliche Eigenkapitalausstattung den örtlichen Kir-
chen im derzeitigen Negativzinsumfeld mittelfristig eine atraktive Verzinsung ga-
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rantieren. Auch stellt dass Gesamtärar auf Grund von vertraglichen Vereinbarun-
gen mit der Evangelischen Bank sicher, dass die Bearbeitung und Verwaltung der 
Einlagen und Darlehen günstig gestaltet werden kann, da nur ein geringfügiger 
Stellenanteil in der Kirchenkreisverwaltung vorzuhalten ist. 
 
Es findet keine Absonderung kirchlichen Vermögens im Sinne von § 7 Haus-
haltsführungsgesetz statt, denn es wird lediglich Vermögen zum Zweck der 
Geldanlage übertragen, ähnlich wie finanzielle Mittel bei einer Bank angelegt 
werden. 
Die Tätigkeit des Gesamtärars steht auch mit den Vorschriften des Kirchen-
kreisverwaltungsgesetzes im Einklang: 
 
Gemäß § 1 Absatz 2 KKVwG sind Verwaltungsgeschäfte im Sinne diese Kir-
chengesetzes Tätigkeiten, durch die Entscheidungen und Maßnahmen zur 
Erfüllung des kirchlichen Auftrags vorbereitet und ausgeführt werden. Darunter 
fällt die Belegung von Geldern im Gesamtärar nicht. 
 
Die Kirchengemeinden und örtlichen Kirchen sind jedoch gemäß § 2 KKVwG 
verpflichtet, die in der Anlage „Leistungskatalog“ festgelegten Grundleistungen 
abzunehmen. Aus Ziffer 2.3 dieses Leistungskatalogs ergibt sich, dass die 
Kirchengemeinden und örtlichen Kirchen verpflichtet sind, die Kirchenkreis-
Konten der gemeinsamen Rücklagenverwaltung/Finanzpool zu nutzen. Nach 
dem Wortlaut des Entwurfs zu § 7 Absatz 1 des Kirchenkreisverwaltungsge-
setzes ist die Anlage des Geldvermögens auch der örtlichen Kirchen der Kir-
chenkreisverwaltung zugewiesen. Hier geht jedoch das Gesamtärargesetz in 
den von ihm beschriebenen Fällen, nämlich denen des § 63 Absatz 3 Satz 3 
KGO, dem Kirchenkreisverwaltungsgesetz als lex spezialis und als später erlas-
senes Gesetz („lex posterior derogat legi priori“) vor. 
 
Die Tätigkeit des Gesamtärars unterliegt auch nicht der Aufsicht des Bundes-
amtes für Finanzdienstleistungen (BaFin) aufgrund der Vorschriften des 
Kreditwesengesetzes (KWG). Um Rechtsklarheit zu gewinnen, war bereits im 
Jahre 2003 seitens der ehemaligen Nordelbischen Kirche beim BaFin angefragt 
worden, ob die zentrale Vermögensverwaltung kirchlicher Körperschaften – und 
um nichts anderes handelt es sich bei der Tätigkeit des Gesamtärars – den 
Vorschriften des KWG unterliege. Dies wurde seinerzeit vom BaFin verneint. 
Nach Auffassung des Finanzdezernats trifft diese Rechtsauffassung des BaFin 
auch heute noch zu. 
Die Darlehen verstehen sich als qualifizierte Nachrangdarlehen und erfüllen 
damit nicht den Tatbestand eines Kreditgeschäfts (insolvenzverhindernde Quali-
fikation)10.  
 
Die Arbeitsweise des Gesamtärars unterliegt nach der neuesten Änderung des 
Umsatzsteuerrechts auch nicht der Umsatzsteuer. Da nach dem jetzt gelten-
den Umsatzsteuerrecht nur hoheitliche Tätigkeiten bei der Vermögensverwal-
tung umsatzsteuerbefreit sind, stellt sich die Frage, ob eine freiwillige Inan-
spruchnahme des Gesamtärars dann nicht der Umsatzsteuerpflicht unterliegt. 
Zwar liegt künftig bei der Tätigkeit des Gesamtärars ein steuerbarer Vorgang 

10 BaFin Merkblatt – Hinweise zum Tatbestand des Kreditgeschäfts vom 08.01.209, zuletzt geändert 25.4.2014, 
S. 6 
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vor, der aber aufgrund des Befreiungstatbestandes des § 4 Umsatzsteuergesetz 
nicht zur Umsatzsteuerpflicht führt. 
 
Schließlich würde die Verwaltung des Vermögens der örtlichen Kirche auch in 
anderen Rechtsformen nicht besser wahrgenommen werden können, denn 
die Anstalt ist die klassische Rechtsform der Sparkasse und nichts anderes 
passiert beim Gesamtärar: Es wird Barvermögen entgegengenommen und es 
werden Darlehen ausgereicht. 
 
Gleichwohl sollen Alternativen dargestellt werden: 
Die Gründung einer Stiftung kommt nicht in Betracht, da kein Stiftungskapital 
vorhanden ist. Auch die Voraussetzungen der Bildung einer Gebiets- oder Per-
sonalkörperschaft sind nicht gegeben. Eine Vermögensverwaltung in privat-
rechtlicher  
 
Rechtsform scheidet angesichts belastender steuerrechtlicher Auswirkungen aus. 
Die Aufgabe des Gesamtärars könnte zwar auch von einem Kirchengemein-
deverband (gemäß Artikel 38 Absatz 1 der Verfassung) wahrgenommen wer-
den. Angesichts der Tatsache, dass es beim Gesamtärar 593 Einlegerkonten 
örtlicher Kirchen gibt, müssten aber nahezu alle ca. 200 Kirchengemeinden im 
Ev.-Luth. Kirchenkreis Mecklenburg Mitglied in diesem Kirchengemeindever-
band sein. Hierfür sind jedoch die Strukturen von Kirchengemeindeverbänden 
insbesondere hinsichtlich der Bildung einer gemeinsamen Verbandsversamm-
lung und einer gewissen ständigen Fluktuation möglicher verbandsangehöriger 
Kirchengemeinden nicht angelegt. Dem gegenüber ist dem Gesamtärar in der 
Rechtsform einer Anstalt mit ihren schlanken Strukturen, einem Vorstand, be-
stehend aus zwei Personen, und einem Verwaltungsrat, bestehend aus drei Per-
sonen, der Vorzug zu geben. 
 
 
Einzelbegründung 
 

§ 1 Absatz 1 des Kirchengesetzes beschreibt die Rechtsform, die rechtsfähige 
kirchliche Anstalt des öffentlichen Rechts, und den hoheitlichen Organisations-
akt, nämlich die Übertragung der Trägerschaft von der Landeskirche an den 
Evangelisch-Lutherischen Kirchenkreis Mecklenburg. Diese Übertragung soll 
am 31. Juli 2017 vollzogen werden, weil das Inkrafttreten des Gesamtärarge-
setzes erst nach dem Erlass einer entsprechenden Kirchenkreissatzung durch 
die Kirchenkreissynode des Ev.-Luth. Kirchenkreises Mecklenburg nach § 7 des 
Gesetzentwurfs erfolgen soll. Da davon auszugehen ist, dass diese Satzung erst 
im Frühjahr 2017 erlassen werden kann und nachfolgend noch die Bekanntma-
chung im Kirchlichen Amtsblatt erfolgen muss, ist der Zeitpunkt der Übertragung 
bewusst in die zweite Jahreshälfte 2017 verlagert worden. 
Nach Absatz 2 soll die Anstalt nach ihrer Übertragung die Bezeichnung, „Ge-
samtärar im Evanglisch-Lutherischen Kirchenkreis Mecklenburg“ führen. 
Schließlich wird in Absatz 3 dieser Vorschrift festgelegt, dass das Gesamtärar 
seinen Sitz in Schwerin und damit am Sitz des Kirchenkreisrates und der Kir-
chenkreisverwaltung des Ev.-Luth. Kirchenkreises Mecklenburg hat. 
 
In § 2 des Kirchengesetzes ist die Aufgabe des Gesamtärars beschrieben, für 
einen bestimmten begrenzten Nutzerkreis, die örtlichen Kirchen im Kirchenkreis 
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Mecklenburg, treuhänderisch ein bestimmtes Geldvermögen, nämlich das 
Geldvermögen gemäß § 63 Absatz 3 KGO, das sind Erlöse aus Grundstücks-
verkäufen, zu verwalten und zu vermehren und es des Weiteren die Aufgabe 
hat, den Einlegern aus diesen Einlagen Darlehen für Grundstückskäufe, Investi-
tionen und Bauunterhaltung auszureichen. 
 
§ 3 benennt die Organe der Anstalt, nämlich den Vorstand und den Verwal-
tungsrat, die sich jeweils eine Geschäftsordnung geben sollen. 
 
Nach § 4 hat der Vorstand die Aufgabe, das Gesamtärar eigenverantwortlich zu 
leiten und gerichtlich sowie außergerichtlich in gemeinschaftlicher Vertre-
tungsmacht der Vorstandsmitglieder (Vier-Augenprinzip) zu vertreten. 
Die Vorstandsmitglieder müssen Mitglied einer Kirchengemeinde im Ev.-Luth. 
Kirchenkreis Mecklenburg sein und werden vom Verwaltungsrat gewählt. 
 
In § 5 des Gesetzes ist der Verwaltungsrat beschrieben, der die Aufgaben 
eines Aufsichtsrats wahrnimmt. Er beruft die Vorstandsmitglieder, berät den 
Vorstand und überwacht dessen Arbeit. 
Er besteht aus mindestens drei Mitgliedern, einer bzw. einem von der Kirchen-
kreissynode des Ev.-Luth. Kirchenkreises Mecklenburg aus ihrer Mitte ge-
wählten Gemeindesynodalen, der Leiterin bzw. dem Leiter oder der Fachbe-
reichsleiterin bzw. dem Fachbereichsleiter des Fachbereichs Finanzen der Kir-
chenkreisverwaltung des Ev.-Luth. Kirchenkreises Mecklenburg sowie aus ei-
nem durch den Kirchenkreisrat des Ev.-Luth. Kirchenkreises Mecklenburg be-
nannten sachkundigen ehrenamtlichen Mitglied eines Kirchengemeinderates 
einer Kirchengemeinde, die Einlagen für ihre örtlichen Kirchen beim Gesamtär-
ar belegt hat. Somit ist der Verwaltungsrat entsprechend Artikel 6 Absatz 2 
der Verfassung mehrheitlich ehrenamtlich besetzt. 
Angesichts der Tatsache, dass der Verwaltungsrat die Arbeit des Vorstands 
überwacht, ist eine gleichzeitige Mitgliedschaft in beiden Gremien ausgeschlos-
sen. 
 
Gemäß § 6 liegt die Aufsicht über das Gesamtärar beim Kirchenkreisrat des 
Ev.-Luth. Kirchenkreises Mecklenburg. 
 
Da dieses Kirchengesetz nur die Strukturen der Anstalt abbildet, enthält § 7 
eine Ermächtigung zugunsten des Ev.-Luth. Kirchenkreises Mecklenburg, das 
Nähere zur Arbeitsweise der Anstalt, insbesondere zum Verfahren der Geldein-
lage und der Ausreichung von Darlehen, zur Zusammensetzung, zu Aufgaben 
und Befugnissen der Organe, zur Wirtschaftsführung und zum Rechnungswe-
sen der Anstalt sowie zur Aufteilung des Vermögens im Falle der Auflösung 
der Anstalt durch Kirchenkreissatzung zu regeln. 
 
§ 8 des Gesetzes regelt die sogenannte Anstaltslast, wonach der Kirchenkreis 
zwar das Gesamtärar bei der Erfüllung seiner Aufgaben unterstützt, das Ge-
samtärar jedoch selbst für seine Verbindlichkeiten mit seinem gesamten Ver-
mögen haftet und nicht der Kirchenkreis. Ferner ist geregelt, dass die Anstalt 
ihren Aufwand für die ihr nach § 2 übertragenen Aufgaben aus ihren Erträgen 
finanziert. 
 
§ 9 trägt der Tatsache Rechnung, dass der aktuelle Kreis der Einleger beim Ge-
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samt-ärar ein größerer ist als der der künftig nach dem neuen Gesetz Berechtig-
ten. Während nach dem neuen Gesamtärargesetz ausschließlich örtliche Kir-
chen mit ganz bestimmten Teilen ihres Geldvermögens einlageberechtigt sind, 
waren bisher auch noch weitere kirchliche Stellen zur Einlage im Gesamtärar 
berechtigt. Hierbei handelt es sich um 15 selbständige kirchliche Stiftungen. Ihre 
Einlagen können aus Gründen des Vertrauensschutzes noch bis zu 20 Jahren 
fortgeführt werden, jedoch sollen sie nach Inkrafttreten des Gesetzes nicht 
mehr die Möglichkeit haben, Einlagen vorzunehmen oder Darlehen ausgereicht 
zu bekommen. Darlehen dieser Einleger, die bereits ausgereicht sind, sind 
spätestens bis zum 31. Dezember 2033 zurückzuzahlen. 
 
§ 10 regelt, das Inkrafttreten des Kirchengesetzes. Wenn das Gesetz in Kraft 
tritt, wird das Kirchengesetz vom 16. November 1997 über das Gesamtärar ob-
solet und tritt außer Kraft. 
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Anlage 1 
 
 

Kirchengesetz über das Gesamtärar (Gesamtärargesetz – GÄG) 
 

Vom… 
 
Die Landessynode hat das folgende Kirchengesetz beschlossen: 
 
 

§ 1 
Rechtsform, Übertragung, Bezeichnung, Sitz 

 
(1) Das Gesamtärar ist eine rechtsfähige kirchliche Anstalt des öffentlichen 
Rechts. Die Trägerschaft des Gesamtärars wird mit Ablauf des 31. Juli 2017 von 
der Evangelisch-Lutherischen Kirche in Norddeutschland auf den Evangelisch-
Lutherischen Kirchenkreis Mecklenburg übertragen. 
 
(2) Mit der Übertragung führt das Gesamtärar die Bezeichnung „Gesamtär-
ar im Evangelisch-Lutherischen Kirchenkreis Mecklenburg“. 
 
(3) Das Gesamtärar hat seinen Sitz in Schwerin. 
 
 

§ 2 
Aufgaben 

 
(1) Das Gesamtärar hat die Aufgabe, Geldvermögen der örtlichen Kirchen aus 
Erlösen von Grundstücksverkäufen zu verwalten und zu vermehren. Einlagen in 
das Gesamtärar entsprechen den Regelungen in Teil 4 § 63 Absatz 3 des Einfüh-
rungsgesetzes vom 7. Januar 2012 (KABl. S. 30, 127, 234), das zuletzt durch Kir-
chengesetz vom 24. November 2014 (KABl. 2015 S. 25) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung. 
 
(2) Das Gesamtärar vergibt aus den Einlagen Darlehen an die Einleger nach 
Absatz 1, insbesondere für Investitionen und Bauunterhaltung sowie für Grund-
stückskäufe. 
 
 

§ 3 
Organe 

 
(1) Das Gesamtärar hat einen Vorstand und einen Verwaltungsrat. 
 
(2) Die Organe sollen sich eine Geschäftsordnung geben. 
 
  



 
§ 4 

Vorstand 
 

(1) Der Vorstand leitet das Gesamtärar eigenverantwortlich. 
 
(2) Der Vorstand vertritt das Gesamtärar gerichtlich und außergerichtlich. Zwei 
Vor- standsmitglieder handeln gemeinsam oder einzeln mit einer bzw. einem 
weiteren Bevollmächtigten. 
 
(3) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen, die einer Kirchenge-
meinde im Evangelisch-Lutherischen Kirchenkreis Mecklenburg angehören müs-
sen und vom Verwaltungsrat gewählt werden. 
 
 

§ 5 
Verwaltungsrat 

 
(1) Der Verwaltungsrat wählt die Vorstandsmitglieder, berät den Vorstand und 
über- wacht dessen Arbeit. 
 
(2) Der Verwaltungsrat besteht mindestens aus: 
 
1. einer bzw. einem von der Kirchenkreissynode des Evangelisch-
Lutherischen Kirchenkreises Mecklenburg aus ihrer Mitte gewählten Gemeinde-
synodalen, 
 
2. der Leiterin bzw. dem Leiter oder der Fachbereichsleiterin bzw. dem 
Fachbereichsleiter des Fachbereichs Finanzen der Kirchenkreisverwaltung des 
Evangelisch-Lutherischen Kirchenkreises Mecklenburg, 
 
3. einem durch den Kirchenkreisrat des Evangelisch-Lutherischen Kirchen-
kreises Mecklenburg benannten sachkundigen ehrenamtlichen Mitglied eines 
Kirchengemeinderats einer Kirchengemeinde, die Einlagen beim Gesamtärar be-
legt hat. 
 
 

§ 6 
Aufsicht 

 
Die Aufsicht über das Gesamtärar liegt beim Kirchenkreisrat des Evangelisch-
Lutherischen Kirchenkreises Mecklenburg. 
 
 
  



§ 7 
Kirchenkreissatzung 

 
Der Evangelisch-Lutherische Kirchenkreis Mecklenburg regelt das Nähere zur 
Arbeitsweise der Anstalt, insbesondere zum Verfahren der Geldeinlage und der 
Ausreichung von Darlehen, zur Zusammensetzung, zu Aufgaben und Befug-
nissen der Organe, zur Wirtschaftsführung und zum Rechnungswesen der 
Anstalt sowie zur Aufteilung des Vermögens im Falle der Auflösung der Anstalt 
durch Kirchenkreissatzung. 
 

§ 8 
Anstaltslast 

 
(1) Der Evangelisch-Lutherische Kirchenkreis Mecklenburg unterstützt das Ge-
samtärar bei der Erfüllung seiner Aufgaben. 
 
(2) Das Gesamtärar haftet für seine Verbindlichkeiten mit seinem gesamten 
Vermögen. Der Evangelisch-Lutherische Kirchenkreis Mecklenburg haftet nicht 
für dessen Verbindlichkeiten. 
 
(3) Die Anstalt deckt ihren Aufwand für die ihr nach § 2 übertragenen Aufgaben 
aus ihren Erträgen. 
 
 

§ 9 
Übergangsregelung 

 
(1) Einlagen anderer Einleger als der in § 2 benannten örtlichen Kirchen, die 
jedoch bis zum Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes zur Einlage berechtigt wa-
ren, können für eine Dauer von bis zu 20 Jahren im Gesamtärar fortgeführt 
werden. Neue Einlagen dieser Einleger und die Vergabe von Darlehen an diese 
Einleger sind ab dem Inkrafttreten dieses Kirchengesetzes ausgeschlossen. 
 
(2) Darlehen, die an die in Absatz 1 genannten anderen Einleger vergeben 
worden sind, sind spätestens bis zum 31. Dezember 2033 zurückzuführen. 
 
 

§ 10 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

 
(1) Dieses Kirchengesetz tritt am Tag nach der Bekanntmachung im Kirchli-
chen Amtsblatt in Kraft. 
 
(2) Das Kirchengesetz vom 16. November 1997 über das Gesamtärar der Evan-
gelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs (KABl S. 171) tritt mit Ablauf 
des 31. Juli 2017 außer Kraft. 
 



 

Anlage 2 
 
 
 
r 

Kirchengesetz 
über das·Gesa·mtärar der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 

vom 16. November 1997 

veröffentlicht im KABI 1997 S. 171 
 

§ 1 

Das durch Verordnung vom 31. März 1785 gegründete, als juristische Person des öffentlichen Rechts 
anerkannte Gesamtärar wird als kirchliche Anstalt des öffentlichen Rechts der Evangelisch- 
Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs fortgeführt. Es hat seinen Sitz in Schwerin. 
 

§ 2 
Das Gesamtärar hat die Aufgabe, das Vermögen der Kirchgemeinden, örtlichen Kirchen, Einrichtungen 
und Stiftungen der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs zu erhalten und zu 
vermehren. Hierzu kann das Gesamtärar Einlagen entgegennehmen und nach den Grundsätzen der 
Mündelsicherheit anlegen, Wertpapiere entgegennehmen und verwalten und zinsgünstige Darlehen für 
werterhaltende und weltverbessernde Maßnahmen sowie für Grundstückskäufe an die Einleger 
ausreichen. 
 

§ 3 

(1) Das Gesamtärar hat einen Vorstand. Dieser hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters. Der  
 Vorstand des Gesamtärars besteht aus einem Mitglied. und dem Finanzreferenten des  
 Oberkirchenrates, dem Präses und einem weiteren Mitglied der Landessynode sowie dem Leiter  
 einer Kirchenkreisverwaltung. 
 
(2) Das Mitglied der Landessynode wird von ihr gewählt, der Leiter der Kirchenkreisve1waltung wird  
 von der Kirchenleitung berufen. 

 
(3) Der Vorstand beauftragt einen Berechner mit der Verwaltung des Gesamtärars. 
 

§ 4 

Der Vorstand erlässt im-Benehmen mit der Kirchenleitung eine Geschäftsordnung für das Gesamtärar'. 
 

§ 5 

Der Vorstand des Gesamtärars hat dem Oberkirchenrat jeweils die auf den 31. Dezember eines jeden 
Jahres abzuschließende Vermögensaufstellung mit einem Geschäftsbericht nebst Gewinn- und Ver- 
lustrechnung vorzulegen. Das Rechnungsprüfungsamt prüft die Rechnung. Die Entlastung erteilt die 
Kirchenleitung. 
 

§ 6 
Die Überschüsse des Gesamtärars werden zum Vermögen des Gesamtärars geschlagen, bis dieses die 
Summe von 10 % der eingelegten Guthaben erreicht. Dieses Vermögen ist dazu bestimmt, eintretende 
Verluste zu decken. Sobald, die Überschüsse 15 % erreichen, sind die Konditionen · für Einlagen und 
Kredite zu überprüfen. 
 

§ 7 

Die Konditionen des Gesamtärars sind im Kirchlichen Amtsblatt zu veröffentlichen. 
 

§ 8 

Personen- und Funktionsbezeichnungen  in diesem Kirchengesetz gelten jeweils in der weiblichen und  
männlichen Form. 
 
  



 

§ 9 
 

(1) Dieses K.irchengesetz tritt mit Wirkung vom l. Januar 1 9 9 8 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt das Kirchengesetz vom 25. November 1941 über das Gesamtärar unter 
Berücksichtigung der durch Kirchengesetz vom 19. Mai 1949 beschlossenen Änderungen (KABJ 1954 S. 
41). außer Kraft. 
 

Die Landessynode hat das vorstehende Kirchengesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird ..  

Schwerin, 26. November 1997 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Beste  

Landesbischof 
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